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Planfeststellungsverfahren für den Neubau und den Betrieb der 

380-kV-Höchstspannungsfreileitung Wesel – Meppen, hier: Abschnitt Haddorfer See – 
Meppen, Änderung der 110-kV-Hochspannungsfreileitung Anschluss Hanekenfähr 
(teilweiser Rückbau) und Änderung der 110-kV-Bahnstromleitung Salzbergen-Haren 
(teilweiser Rückbau) 
 
3. Planänderung 
 

I. 
Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV), Dezernat 41 „Planfest-
stellung“, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, führt auf Antrag der Amprion GmbH, Rheinland-
damm 24, 44139 Dortmund für das o. a. Vorhaben ein Planfeststellungsverfahren gemäß §§ 43a ff. 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) durch. Die bei Einleitung des Verfahrens vorliegenden Planungen haben bereits vom 
26.09.2017 bis einschließlich 25.10.2017 in den Gemeinden Emsbüren, Geeste, Salzbergen, Twist und 
Wietmarschen, den Samtgemeinden Emlichheim, Land Hadeln, Neuenhaus, Salzhausen, Schüttorf 
und Uelsen sowie den Städten Bad Bentheim, Lingen, Meppen und Nordhorn ausgelegen.  
 
Die ursprüngliche Planung hat sich auch aufgrund der zur damaligen Auslegung vorgetragenen Äuße-
rungen geändert bzw. ist ergänzt und aktualisiert worden. Die Vorhabenträgerin hat aufgrund der  
eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen mit der 1. Deckblattänderung eine Änderung der 
Planung im Bereich der Masten Nr. 310 bis 319 auf dem Gebiet der Gemeinde Geeste sowie im Bereich 
der Masten Nr. 325 bis 329 auf dem Gebiet der Stadt Meppen beantragt. Im Rahmen der Änderung 
wurde ein Mast (Nr. 318A) ergänzt. Die öffentliche Auslegung gemäß § 43b EnWG i.V.m. § 73 Abs. 8 
VwVfG erfolgte im Zeitraum von 20.07. bis 19.08.2021. 
 
In der 2. Deckblattänderung erfolgte eine Reduzierung der Masthöhen der Maste Nr. 238, 239, 246, 
252, 253, 254 sowie eine geringfügige Verschiebung des Maststandortes Nr. 253. Ebenso erfolgte eine 
Änderung des Masttyps und der Höhe von Mast Nr. 3449 (DB Energie), eine Anpassung des Schutz-
streifens im Mastbereich Nr. 232 – 238 sowie eine Korrektur von Angaben in den Mastschemazeich-
nungen und der Masttabelle des Antrags vom 29.05.2015. Zuletzt wurde im Bereich von Mast Nr. 302 
eine neue Richtfunkstrecke in die Planunterlagen aufgenommen. Der von der 2. Deckblattänderung 
berührte Bereich beschränkt sich auf die Gebiete der Gemeinden Emsbüren und Geeste. Eine Beteili-
gung Betroffener gemäß § 43b EnWG i.V.m. § 73 Abs. 8 VwVfG erfolgte mit Schreiben der Nieder-
sächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 24.03.2022 bis zum 22.04.2022.  
 
Die Planänderungen der 3. Deckblattänderung betreffen im Wesentlichen:  
 

• Großräumige Änderung der Leitungsführung der Bl. 4201 im Bereich der Gemeinden Emsbüren, 
Wietmarschen und der Stadt Lingen (Ems) im Bereich der Maste Nr. 255 bis 272  

• Geringfügige Verschiebung und Neubau von Mast Nr. 3412 (DB) auf dem Gebiet der Gemeinde 
Wietmarschen 

• Bezeichnungsänderung der Maste Nr. 272 und 273 in „Pkt. Lohne Süd“ sowie „Pkt. Lohne“ auf 
dem Gebiet der Gemeinde Wietmarschen 

• Aktualisierte Darstellung der Richtfunkstrecken im Mastbereich 274 

• Redaktionelle Korrektur der Darstellung von Zuwegungen im Bereich der Maste Nr. 272 – 274 
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Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Planfeststellungsverfahren hat das  
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) der  
Neuerrichtung von Strommasten im Gebiet des Luft- und Bodenschießplatzes Nordhorn (kurz:  
„Nordhorn Range“) innerhalb des Bausperrbereichs widersprochen und im Bereich des Baubeschrän-
kungsgebiets der Errichtung von Strommasten nur bis zu einer maximalen Höhe von 152 m über Grund 
zugestimmt. Darüber hinaus wird der 380-kV-Leitung nur dann zugestimmt, wenn sie parallel zu der 
Bestandstrasse geführt und nicht höher als diese errichtet wird. Daher wurde die Trassenführung  
zwischen Mast 255 und Mast 272 angepasst: 
 

1. Die Masthöhen im Bereich des Bausperrbereiches der Nordhorn Range, v.a. im Bereich von  
Autobahnquerungen, wurden verringert und weisen nun eine maximale Bauhöhe von 77,50 m auf 
(zum Teil bereits mit der 2. Deckblattänderung umgesetzt). 

2. Der neue Trassenverlauf zwischen Mast Nr. 255 und 272 wurde bis auf einen Maststandort bzw. 
zwei Spannfelder parallel zu Bestandsleitungen der Amprion sowie Fremdleitungen der DB Ener-
gie und der Westnetz geführt, um den flugbetrieblichen Erfordernissen zu entsprechen. 

3. Die Masthöhen im Parallelverlauf mit den Bestandsleitungen orientieren sich an den Masthöhen 
der Bestandsleitungen. 

 
Die mit Antrag von 29.05.2015 beantragte ursprüngliche Trasse sah im Bereich der Maste Nr. 255 – 
265 eine Bündelung mit der BAB 31 vor. Ab dem Spannfeld 265 – 266 erfolgte eine Verschwenkung in 
nordöstliche Richtung, infolge dessen die Trasse auf den (ehemaligen) Punkt Lohne zulief. 
 
Der Trassenverlauf im Landkreis Grafschaft Bentheim und dem Landkreis Emsland wird nachfolgend 
von Süden nach Norden beschrieben: 
 
Ab Mast Nr. 255 wird der Parallelverlauf zur BAB 31 der beantragten Freileitungstrasse aufgegeben 
und ein Parallelverlauf auf der westlichen Seite der 380-kV-Freileitungen Bl. 4305 (Gronau – Haneken-
fähr) und Bl. 4307 (Hanekenfähr – Gersteinwerk) geplant. Die Höhe der Masten orientiert sich an den 
Höhen der bestehenden Freileitungen. 
 
Aus technischen Gründen sind die Maststandorte im Parallelverlauf der 380-kV-Freileitungen so  
gewählt, dass diese im Gleichschritt verlaufen. Damit ist gewährleistet, dass die Leitungen beim  
Ausschwingen den nach DIN EN 50341 notwendigen Abstand zueinander haben und somit ein  
Kurzschluss verhindert wird, welcher eine Gefährdung der Netzstabilität bedeuten würde. Die  
Maststandorte sollen so nah wie möglich an das vorhandene Trassenband platziert werden. Allerdings 
verläuft westlich der Bestandstrasse eine Gashochdruckleitung, die eine stärkere Bündelung begrenzt. 
Darüber hinaus wird durch die Wahl der Maststandorte die Sichtbarkeit der Freileitung aus dem Bereich 
des Siedlungskörpers des Ortsteiles Elbergen (Gemeinde Emsbüren) minimiert. 
 
Zwischen den Masten Nr. 255 und Nr. 256 wird ein Baumbestand überspannt, der bereits vom angren-
zenden Waldgebiet (Masebergs Holz) durch die Bestandsleitungen getrennt wird. Ab dem Mast Nr. 256 
bis Mast Nr. 264 verläuft die Leitung ca. drei km über landwirtschaftliche Flächen. Aufgrund der Leiter-
seilhöhen von mindestens 16 m über Grund erfolgt eine Einschränkung der Bewirtschaftung nur direkt 
an den Maststandorten. Ab dem Mast Nr. 265 mit Ausnahme von Mast Nr. 266 und Mast Nr. 271E 
liegen alle Maste bis zum Mast Nr. 272 im Waldgebiet. Ab dem Mast Nr. 267 wird die Parallelführung 
zum 380-kV-Leitungsband aufgegeben und eine Verschwenkung zum Trassenband der beiden  
vorhandenen 110-kV-Freileitungen Bl. 0830 (Westnetz GmbH, Anschluss Hanekenfähr) und DB  
Nr. 0541 (DB Energie, Salzbergen – Haren) ausgeführt. 
 
Mit dem Mast Nr. 268 ändert sich der eingesetzte Masttyp. Ist für die Masten Nr. 255 bis Nr. 268 der 
Masttyp D48 vorgesehen, so soll für die folgenden Maste der Masttyp D46 eingesetzt werden (vgl. 
Anlage 4.1 DB3). Zudem reduzieren sich die Masthöhen ab dem Mast Nr. 268 deutlich und überschrei-
ten eine Höhe von 62 m über Erdoberkante (EOK) nicht. Die Maste Nr. 255 bis 267 wiederum haben 
eine Höhe von über 70 m über EOK, ausgenommen davon sind Mast Nr. 257 mit einer Höhe von 68,5 
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m und Mast Nr. 262 mit einer Höhe von 67,5 m. Hintergrund der Masttypänderung sind die gegenüber 
den 380-kV-Bestandsleitungen wesentlich niedrigeren 110-kV-Leitungen, an deren Höhe sich Amprion 
orientiert, um den Forderungen des BAIUDBw nachzukommen. 
 
Aufgrund der maximalen Masthöhen, die nach Rücksprache mit dem Träger öffentlicher Belange  
einzuhalten sind, ist eine Mitnahme der 110-kV-Stromkreise auf einem Freileitungsgestänge im Bereich 
der Parallelführung zu den 110-kV-Leitungen nicht möglich. Entsprechend wird in diesem Bereich eine 
neue 380-kV-Trasse längsseits zu dem 110-kV-Trassenband geplant. 
 
In Parallelführung mit dem vorhandenen Trassenband der 110-kV-Leitungen erfolgt der Verlauf nun in 
nordwestliche Richtung. Der Gleichschritt der Maststandorte zu den 110-kV-Leitungen wird hierbei auf-
gegeben, um die Spannfeldlängen zu maximieren und die Anzahl der Maste zu minimieren. Um eine 
Kurzschlussgefahr durch die Schwingbewegung der Leitungen zu verhindern, wird der Schutzstreifen 
respektive der Abstand zu den 110-kV-Leitungen der DB Energie sowie der Westnetz GmbH vergrö-
ßert. 
 
Für die Masten Nr. 271E und Nr. 271F muss die unmittelbare Parallelführung aufgegeben werden, weil 
ansonsten ein aufgrund seiner Archivfunktion denkmalschutzrechtlich geschützter Wölbacker durch 
bau- oder anlagebedingte Auswirkungen beeinträchtigt wäre. Nur durch den ausreichenden Abstand 
des Maststandortes Nr. 271F als auch der Baustelleneinrichtungsflächen und Zuwegungen kann eine 
Beeinträchtigung ausgeschlossen werden. 
 
Nördlich von Mast Nr. 271F erfolgt die Anbindung an den Mast Nr. 272 (Pkt. Lohne Süd), dessen Stand-
ort unverändert bleibt. Am Mast Nr. 272 (Pkt. Lohne Süd) erfolgt die Aufnahme der Stromkreise der  
DB Nr. 0541. Aus technischen sowie betrieblichen Gründen ist es erforderlich, den Mast Nr. 3412 um 
ca. 35 m in Richtung des Masten Nr. 3411 (DB) zu verschieben und dort neu zu errichten. Durch diese 
Maßnahme liegt der neue Standort des Masts Nr. 3412 (DB) außerhalb des Schutzstreifens der Bl. 
4201 und erfüllt damit die sicherheitsrelevanten Anforderungen. Dabei verlängert sich das Spannfeld 
zwischen dem Masten Nr. 3412 (DB) und dem Mast Nr. 272 von 99,4 m auf 134,4 m Länge. Geplant 
ist hier der Gestängetyp Ebf 30000 (vgl. Anl. 4.2 DB3 bzw. Tab. 2). Durch die geänderte Trassenfüh-
rung sowie zur Anbindung der DB-Stromkreise erfolgt darüber hinaus gegenüber der bisherigen  
Planung eine leichte Drehung des Masten Nr. 272 entgegen dem Uhrzeigersinn. 
 
Am darauffolgenden Mast Nr. 273 (Punkt Lohne) werden die Stromkreise der Bl. 0830 der Westnetz 
GmbH auf das Gestänge der geplanten Bl. 4201 aufgenommen. Aus redaktionellen Gründen erfolgt 
mit dieser Deckblattänderung eine Änderung der Punktbezeichnung der Maste Nr. 272 und Nr. 273. 
Der Mast Nr. 272 wird fortan als Pkt. Lohne Süd bezeichnet, während der Mast Nr. 273 als Pkt. Lohne 
bezeichnet wird. 
 
Im Rahmen dieser Deckblattänderung erfolgt darüber hinaus die Korrektur eines redaktionellen Fehlers 
im Bereich der Maste Nr. 272 – Nr. 274. In den Lageplänen der Antragsunterlagen des Antrages vom 
29.05.2015 erfolgte die Darstellung der Zuwegungen (blau gepunktete Darstellung) fälschlicherweise 
von den Baueinrichtungsflächen und Maststandorten bis zum nächstgelegenen Weg. Richtigerweise 
führen diese jedoch bis zur nächstgelegenen öffentlich-gewidmeten Straße („Am Geestkamp“). Diese 
Änderung ist in den Lageplänen der Anl. 7.1.11 DB3 Blatt 20 und 21 erfolgt. Eine Auswirkung auf die 
umweltfachliche Bilanzierung ergibt sich durch diesen Umstand nicht, da diese bereits mit den Antrags-
unterlagen vom 29.05.2015 korrekt erfolgte. 
 
Einzelheiten sind aus den geänderten Planunterlagen ersichtlich. Eine Zusammenstellung der Planän-
derungen ist den Unterlagen vorangestellt. Die Änderungen der 3. Deckblattänderung im Text und die 
Eintragungen in Plänen sind in Braun gehalten. 
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Für das Vorhaben besteht eine gesetzlich festgelegte Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung gemäß § 3b des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), alte  
Fassung (a.F) in Verbindung mit Ziffer 19.1.1 der Anlage 1 zum UVPG a.F.. 
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden Grundstücke der Gemarkungen Bernte und Elbergen in der Gemeinde Emsbüren, der Gemar-
kung Lohne in der Gemeinde Wietmarschen sowie der Gemarkung Lohne in der Stadt Lingen bean-
sprucht. 
 
Die vorliegenden geänderten Planunterlagen enthalten:  
 
Erläuterungsbericht, Übersichtspläne, Schemazeichnungen der Maste, Mast- und Fundamenttabellen, 
Lagepläne, Leitungsrechtsregister, Kreuzungsverzeichnis sowie eine Umweltgutachterliche Beurtei-
lung zur 3. Deckblattänderung mit Text und Kartenteil und einem Landschaftspflegerischen Begleitplan 
sowie artenschutzrechtlicher Betrachtung und FFH-Verträglichkeitsstudie (Umweltstudie).  
 
In der Umweltstudie sind umweltbezogene Informationen zu den im Folgenden genannten Schutzgü-
tern und Wechselbeziehungen der Schutzgüter enthalten: 
 
Mensch und menschliche Gesundheit 
Insbesondere Informationen zur Untersuchung der Beeinträchtigung durch Schallimmissionen sowie 
magnetische und elektrische Immissionen. 
 
Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt  
Insbesondere Informationen zu geschützten Arten (Tiere, Pflanzen) und Lebensräume sowie zum  
naturschutzrechtlichen Erfordernis von Schutz-, Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaß-
nahmen. 
 
Landschaft 
Insbesondere Informationen zur Veränderung des Landschaftsbildes. 
 
Boden, Wasser, Luft und Klima 
Insbesondere Informationen zu den Auswirkungen durch den Neubau und zu schutzgutbezogenen  
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen. 
 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Insbesondere Informationen zu Auswirkungen auf Boden- und Baudenkmale. 
 
 

II. 
 
(1) Die Planunterlagen der 3. Deckblattänderung werden in der Zeit vom  
 

12.07.2022 bis zum 11.08.2022 (einschließlich) 
 
unter dem Titel „380-kV-Ltg Wesel-Meppen GA7 Haddorfer See-Meppen DB3“ auf der Internetseite der 
NLStBV 
 
https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview  
 
zur allgemeinen Einsicht veröffentlicht. Die Auslegung der Unterlagen wird gemäß § 3 Abs. 1 Planungs-
sicherstellungsgesetz (PlanSiG) durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt.  
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
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Daneben können die Planunterlagen der 3. Deckblattänderung nach § 3 Absatz 2 Satz 1 PlanSiG als 
zusätzliches Informationsangebot bei der Gemeinde Wietmarschen, Hauptstraße 62, 49835 Wietmar-
schen, im Zimmer 201 während der Dienststunden, montags bis freitags von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr, 
montags bis mittwochs von 14:00 Uhr bis 16:30 Uhr und donnerstags von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr nach 
vorheriger Terminabsprache (kaupel@wietmarschen.de oder telefonisch unter 05908/9399-0) einge-
sehen werden. 
 
Zudem sind die Planunterlagen auch auf der Internetseite des zentralen UVP-Portals des Landes  
Niedersachen https://uvp.niedersachsen.de auch über den Auslegungszeitraum hinaus unter dem 
Titel „380-kV-Ltg Wesel-Meppen GA7 Haddorfer See-Meppen DB3“ zugänglich. 
 
Jeder, dessen Belange durch die Änderungsplanung berührt werden, kann sich zu der Planung  
äußern. Die Äußerung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Anerkannte Vereinigungen nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) 
erhalten durch die öffentliche Planauslegung Gelegenheit zur Einsicht in die dem Plan zu Grunde  
liegenden (einschlägigen) Sachverständigengutachten; sie können Stellungnahmen zu dem Plan  
abgeben, soweit sie durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt werden.  
 
Die Äußerungen (Einwendungen und/oder Stellungnahmen) sind bis einschließlich zum 12.09.2022, 
schriftlich oder – nach vorheriger Terminabsprache – zur Niederschrift bei der Niedersächsischen  
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Dezernat 41 „Planfeststellung“, Göttinger Chaussee  
76 A, 30453 Hannover oder Gemeinde Wietmarschen, Hauptstraße 62, 49835 Wietmarschen, einzu-
reichen. Vor dem 12.07.2022 eingehende Äußerungen werden als unzulässig zurückgewiesen.  
Einwendungen müssen eigenhändig unterschrieben sein. Eine E-Mail erfüllt die gesetzlich vorgeschrie-
bene Schriftform nicht. Eingangsbestätigungen werden nach Erhalt Ihrer Einwendung nicht versendet. 
 
Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für dieses Planfeststellungsverfahren alle Äußerungen  
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 21 Abs. 4 Satz 1 
UVPG). 
 
Äußerungen können nur hinsichtlich der 3. Änderungsplanung eingereicht werden. 
 
Anträge, die sich auf die Benutzung von Gewässern richten und sich mit einer der für die Durchführung 
des Vorhabens beantragten Gewässerbenutzungen ausschließen, werden nach Ablauf der vorgenann-
ten, für Einwendungen bestimmten Frist nicht berücksichtigt (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c in Verbindung mit  
§ 4 Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG)). 
 
Einwendungen wegen nachteiliger Einwirkungen der mit dem Vorhaben verbundenen Gewässerbenut-
zungen auf Rechte Dritter können später nur geltend gemacht werden, soweit der Betroffene nachtei-
lige Wirkungen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist nicht voraussehen konnte (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c 
NWG in Verbindung mit § 14 Abs. 6 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)). 
 
Vertragliche Ansprüche werden durch eine Bewilligung zur Gewässerbenutzung nicht ausgeschlossen 
(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c NWG in Verbindung mit § 16 Abs. 3 WHG). 
 
Bei Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form  
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit  
einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin/ ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und  
Anschrift als Vertreterin/ Vertreter anzugeben. Es darf nur eine einzige Unterzeichnerin/ ein einziger 
Unterzeichner als Vertreterin/ Vertreter für die jeweiligen Unterschriftslisten bzw. gleich lautenden 
Äußerungen genannt werden. Vertreterin/ Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Anderenfalls 
können diese Äußerungen gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksichtigt bleiben. 
 

mailto:kaupel@wietmarschen.de
https://uvp.niedersachsen.de/


 
 
Seite 6 zur Bekanntmachung vom 30. Juni 2022 

 
(2) In den Fällen des § 43a Nr. 3 EnWG findet ein Erörterungstermin nicht statt. Von einer Erörterung 
des geänderten Plans und der hierauf erhobenen Äußerungen kann im Regelfall abgesehen werden  
(§ 43a Nr. 4 EnWG). 
 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden diejeni-
gen, die sich geäußert haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben die Vertreterin/ der Vertreter, von dem 
Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 S. 4 VwVfG). In dem Termin kann bei 
Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden. 
 
(3) Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Einreichen von Äußerungen, Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
 
(4) Über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie die Äußerungen entscheidet nach Abschluss des  
Anhörungsverfahrens die NLStBV (Planfeststellungsbehörde). Die Zustellung der Entscheidung (Plan-
feststellungsbeschluss) an diejenigen, die sich geäußert haben, kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG). 
 
 

III. 
 
Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Veränderungssperre nach § 44a EnWG in Kraft. 

Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan 

betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG). 

 
Nach § 43a Nr. 2 EnWG sind die Einwendungen und Stellungnahmen der Vorhabenträgerin und den 
von ihm Beauftragten zur Verfügung zu stellen, um eine Erwiderung zu ermöglichen. Auf Verlangen 
des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur  
ordnungsgemäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind.   
 
Hinsichtlich der Informationen nach Art. 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird auf 
den Link „Informationen zur Datenverarbeitung im Planfeststellungsverfahren“ auf der o. g. Internetseite 
verwiesen. Diesem Link sind die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten, ihre Speicher-
dauer sowie Informationen über die Betroffenenrechte nach der DSGVO im Planfeststellungsverfahren 
zu entnehmen.  
 
Der Text dieser Bekanntmachung kann auf der Internetseite der NLStBV  https://planfeststel-
lung.strassenbau.niedersachsen.de/overview und auch auf der Internetseite der Gemeinde Wiet-
marschen www.wietmarschen.de unter der Rubrik „Rathaus & Politik“, „Amtliche Bekanntmachungen“ 
Amtliche Bekanntmachungen (wietmarschen.de) eingesehen werden. 
 
 
Gemeinde Wietmarschen 
Der Bürgermeister 
 
 
Manfred Wellen 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
http://www.wietmarschen.de/
https://www.wietmarschen.de/rathaus-politik/amtliche-bekanntmachung

